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Satzung 
 

netzwerk stadtraumkultur e.V. 
-Verein zur Förderung der Stadtraumkultur- 

 
 
 
§1) Name und Sitz 
 

1) Der Verein führt den Namen "netzwerk stadtraumkultur". Er soll in das Vereinsregister des 
Amtsgerichts Tempelhof-Schöneberg von Berlin eingetragen werden und den Zusatz "e.V." 
erhalten. 
 
2) Der Verein hat seinen Sitz in Berlin. 

 
 
§ 2) Zweck des Vereins 
 

Zweck des Vereins ist die selbstlose, ideelle Förderung der Allgemeinheit insbesondere der 
Völkerverständigung auf allen Gebieten der Kultur und des Schutzes von Natur und Umwelt sowie 
die Vernetzung von Menschen und Initiativen mit dieser Zielsetzung. 

 
Dies geschieht insbesondere durch: 
 
§ 2 .1) die Förderung der Verständigung und der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und die 
Entwicklung des Völkerverständigungsgedankens: 
 
Hierzu  werden öffentliche Veranstaltungen mit Poesie, Musik, bildender Kunst, Film, 
darstellendem Spiel u.a. organisiert und durchgeführt, die die Vielfalt der ethnisch-kulturellen 
Hintergründe, Sprachen, Kunst, bildende Kunst, Gartenkunst, sozialen Milieus, Lebensformen, 
und Arbeitsweisen sichtbar machen. Es entstehen vielfältige interkulturelle Kontaktebenen und 
Kompetenzen, die zur Integration sowie zum bürgerschaftlichen Engagement beitragen. Es finden 
nachbarschaftliche Zusammenkünfte statt, deren Zweck vor allem die Entwicklung von Alltags-
Kultur als Gegen-Pol zu Gewalt sind, interkulturelle Begegnungen, die zur kommunikativen 
Verbesserung des Klimas im Wohnumfeld und  im öffentlichen Raum beitragen. Bürger und 
Bürgerinnen werden als gestaltende und  aktive Kraft  im Hinblick auf ihr soziales Engagement 
gestärkt. Es werden Menschen, die ganzunterschiedliche Voraussetzungen mitbringen, 
zusammenarbeiten; sie erkennen sich mit ihren unterschiedlichen Fähigkeiten an  und arbeiten 
auf  gemeinsame Erfahrungen hin. Gegenseitigkeit stärkt das friedliche Zusammenleben. Die 
Einbeziehung von Kindern und Jugendlichen, die Entwicklung ihrer Sprachkompetenz und 
Kreativität erhält eine besondere Beachtung. 
 
§ 2 .2) die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder und die Förderung des 
Umweltschutzes. 
 
Der Verein betreibt die Einrichtung und Entwicklung von interkulturellen Gärten. Er trägt über die 
kommunikative und völkerverständigende Bedeutung dieser Zentren zur Pflege der Biodiversität 
und Nachhaltigkeit gem. Agenda 21 bei. Er beteiligt sich an der Durchführung von Projekten wie 
das Projekt „20 grüne Hauptwege durch Berlin“ und führt  Projekte zum Zwecke der Entwicklung 
von Natuerlebnisräumen in der Stadt durch. 
 
§ 2.3) die Förderung der Heimatkunde 
Integration setzt  Kennenlernen, Verstehen und Entgegenkommen von beiden Seiten voraus, 
verbunden mit der Frage nach der Herkunft, ebenfalls für beide Seiten. Dazu werden 
nachbarschaftliche Projekte zum Austausch verschiederner Erfahrungswelten von Heimat mit dem 
Ziel einer interkulturellen Identitätsstiftung geschaffen. Dies geschieht auch in Zusammenarbeit 
mit Museen (beispielsweise das Heimatmuseum Neukölln, dessen Heimatbegriff den 
zurückgelassenen Ort der Migrantinnen und Migranten einbezieht). 
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Der Verein setzt sich für diese Ziele in jeder zweckdienlichen Weise ein. Dies geschieht unter 
anderem mittels Öffentlichkeitsarbeit auch in Kooperation mit Schulen, Vereinen, Museen, 
Bibliotheken und sonstigen gemeinnützigen Körperschaften. 
 
 
Der Verein betätigt sich nicht parteipolitisch. Er verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

 
 
§ 3) Gemeinnützigkeit 
 

Der Verein verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke im Sinne der Vorschriften der 
Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung. Mittel des Vereins dürfen nur für die 
satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Der Verein darf seinen Mitgliedern keine 
Vergünstigungen zukommen lassen, weder mittelbar noch unmittelbar, sei es durch 
Verwaltungsaufgaben, die dem Zwecke des Vereins fremd sind, sei es durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen. 

 
 
§ 4) Mitgliedschaft 
 

§ 4.1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden, die bereit ist, für 
die Erreichung des Vereinszweckes aktiv einzutreten. Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in den 
Verein besteht nicht. 
 
§ 4.2) Der Antrag auf Aufnahme in den Verein, mit dem die bindende Wirkung der Vereinssatzung 
anerkannt wird, ist schriftlich an den Vorstand zu richten, der über die Aufnahme entscheidet. 
 
§ 4.3) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod oder durch Austritt. Der Austritt ist dem Vorstand 
schriftlich mitzuteilen und wird, sofern er mindestens sechs Wochen zuvor erklärt ist, zum 
jeweiligen Jahresende wirksam. 
 
§ 4.4) Die Mitgliedschaft erlischt ferner bei Ausschluss durch Beschluss des Vorstandes, der mit 
qualifizierter Mehrheit von 2/3 der Vorstandsmitglieder gefasst werden kann, 
 
§ 4.4. a) wenn Beiträge und andere Zahlungsverpflichtungen für einen Zeitraum von 6Monaten 
rückständig sind und ihre Zahlung nicht innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach ergangener 
Mahnung erfolgt und 
 
§ 4.4. b) wegen vereinsschädigenden Verhaltens. 
 
§ 4.5)  Das in dieser Weise ausgeschlossene Mitglied kann gegen den Ausschliessungsbeschluss 
beim Rat (siehe § 10) Widerspruch erheben. Der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung. Hilft 
der Rat dem Widerspruch nicht ab, so entscheidet auf Antrag endgültig die 
Mitgliederversammlung mit absoluter Mehrheit der zur Versammlung erschienenen Mitglieder. 
 
§ 4.6) Eine Fördermitgliedschaft ist möglich. 

 
 
§ 5) Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 

§ 5.1) Die Mitglieder haben das Recht, an den Mitgliederversammlungen des 
Vereinsteilzunehmen, Anträge zu stellen und vom vollendeten 16. Lebensjahr an das Stimmrecht 
auszuüben. Jedes stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme, die es nur persönlich abgeben 
kann. 
 
§ 5.2) Der Verein erhebt monatliche Mitgliedsbeiträge. Über deren Höhe, bei der Unterschiede 
zwischen natürlichen und juristischen Personen zulässig sind, entscheidet die 
Mitgliederversammlung. Einzelnen Mitgliedern kann durch Vorstandsbeschlussbegrenzt  oder auf 
Dauer der Beitrag erlassen werden. 
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§ 5.3) Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine 
sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins; ausgenommen sind Ansprüche auf Erstattung 
von im Vereinsinteresse für den Verein erbrachte Auslagen. 
 

 
§ 6) Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr ist gleich dem Kalenderjahr. 
 
 

§ 7) Organe des Vereins 
Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung, der Vorstand und der Rat. 
 
 

§ 8) Mitgliederversammlung 
 

§ 8.1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jedes Jahr statt. Zu ihr sind alle Mitglieder 
vom Vorstand unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von 30 Tagen schriftlich einzuladen. 
Die Versendung der Einladung auf elektronischem Weg – mit Lesebestätigung – ist ausreichend. 
 
§ 8.2) Der Vorstand hat das Recht, die Mitglieder zu einer außerordentlichen 
Mitgliederversammlung schriftlich mit einer Frist von 14 Tagen unter Angabe der Tagesordnung 
einzuberufen. Auf schriftlichen und mit einem Tagesordnungsvorschlagversehenen Antrag von 
mindestens 25% der Mitglieder ist eine außerordentliche Mitgliederversammlung in gleicher Weise 
einzuberufen. 
 
§ 8.3) Beschlüsse werden mit absoluter Mehrheit gefasst, wenn nicht in dieser Satzung oder im 
Gesetz eine andere Mehrheit vorgeschrieben ist. Über die Beschlüsse ist ein Protokoll zu 
ersrellen, welches von dem/der Versammlungsleiter/in und dem/der Schriftführer/in unterschrieben 
wird. 
 
§ 8.4) Die Mitgliederversammlung beschließt über 
 
§ 8.4.a) Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes des Vorstandes und der 
Kassenprüfer/innen, 
 
§ 8.4.b) Entlastung des Vorstandes, 
 
§ 8.4.c) Wahl des Vorstandes gemäß § 9 Abs. 2, 
 
§ 8.4.d) Wahl von 2 Kassenprüfern/innen. Die Kassenprüfer/innen dürfen dem Vorstand nicht 
angehören; sie haben mindestens jährlich zu berichten, 
 
§ 8.4.e) Änderung der Satzung. Zu Änderungen der Satzung können auch wesentliche 
Änderungen des in § 2 benannten Vereinszwecks gehören. Eine Satzungsänderung kann nur mit 
der qualifizierten Mehrheit von 2/3 beschlossen werden, 
 
§ 8.4.f) Entscheidung über eingereichte Anträge, 
 
§ 8.4.g) Auflösung des Vereins. Die Auflösung des Vereins kann nur mit der qualifizierten 
Mehrheit von 3/4 der abgegebenen, gültigen Stimmen beschlossen werden. 
 
§ 8.4.h) Wahl der Ratsmitglieder (§ 10) 
 

 
 
§ 9) Vorstand 
 

§ 9.1) Der Vorstand besteht aus mindestens drei, höchstens sieben Personen. Je zwei können 
den Verein im Sinne von § 26 BGB vertreten. 
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§ 9.2) Der Vorstand wird auf die Dauer von einem Jahr gewählt. Wiederwahl ist zu lässig. Die 
Vorstandsmitglieder bleiben darüber hinaus im Amt, bis entweder ihre Wiederwahl oder die Wahl 
neuer Vorstandsmitglieder erfolgt ist. 
 
§ 9.3) Die Vorstandsmitglieder werden einzeln mit der Mehrheit der bei der Wahl anwesenden, 
stimmberechtigten Mitglieder gewählt. 
 
 
§ 9.4) Abwahl eines Vorstandsmitgliedes:  
Auf Antrag von 1/4 der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins ist eine Abstimmung über die 
Abwahl eines Vorstandsmitgliedes durchzuführen. Sprechen 2/3der erschienenen, 
stimmberechtigten Mitglieder dem Vorstandsmitglied ihr Misstrauen aus, so scheidet dieses 
Vorstandsmitglied aus dem Vorstand aus. An seiner Stelle ist ein neues Vorstandsmitglied gemäß 
vorstehendem Absatz zu wählen. 
 
 
§ 9.5) Die Haftung der Vorstandsmitglieder ist auf grobe Fahrlässigkeit und Vorsatz beschränkt. 
 

 
§ 10) Der Rat 
 

§ 10.1) Es wird ein Rat aus mindestens fünf aus der Mitgliederschaft zu wählenden 
Personengebildet. Die Wahl des Rats erfolgt auf jeweils drei Jahre mit der Zulässigkeit einer 
einmaligen Wiederwahl. Hinsichtlich der Abwahl gilt § 9 Absatz 4 entsprechend. 
 
§ 10.2) Aufgabe des Rats ist die fachliche und wissenschaftliche Beratung des Vorstandsund der 
Vereinsmitglieder, die Vertretung des Vereins gegenüber Vorstandsmitgliedern sowie bei 
entsprechender Ermächtigung und Beauftragung durch die Mitgliederversammlung die Ausübung 
des Vetorechts gegen Vorstandsbeschlüsse. Der Rat befindet schließlich über Widersprüche 
gegen die Ablehnung von Aufnahmeanträgen gemäß § 4 Absatz 2. 
 
§ 10.3) Der Rat tagt mindestens zweimal im Jahr. 
 
Die Ratsbeschlüsse sind zu protokollieren, den Ratsmitgliedern sind 
Vereinsunterlagenunbeschränkt zur Einsicht vorzulegen. Der Rat hat jährlich über seine Tätigkeit 
zu berichten. 

 
 
§ 11) Auflösung des Vereins 
 

§ 11.1) Für den Beschluss zur Auflösung des Vereins ist eine Dreiviertelmehrheit in der 
Mitgliederversammlung erforderlich. 
 
§ 11.2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt sein 
Vermögen an die Stiftung Interkultur, München, die es unmittelbar und ausschließlich für 
steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden hat. 
 
 
§ 11.3) Liquidatoren des Vereins werden die letzten gewählten Vorstandsmitglieder, sofern die 
Mitgliederversammlung nicht andere Liquidatoren bestellt. 

 
 
 
Berlin, den 03.08.2008 
geändert am 22.09.2008 
geändert am 04.05.2009 
 


